SEITE  
4

Bundesstelle für 





Braunschweig, 29.10.2001

Flugunfalluntersuchung
BFU  L - 771.6/01

Öffentliche Anhörung des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen am Mittwoch, dem 14. November 2001 zu den Themen „Zweites Seeschifffahrtsanpassungsgesetz“ / „Seeunfalluntersuchungsgesetz“

Stellungnahme zu der Frage „Wie arbeitet die Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung“
Rechtsgrundlage

Flugunfalluntersuchung wird in Deutschland nach dem Flugunfall- Untersuchungsgesetz (FlUUG) vom 26. August 1998 durchgeführt.

Das FlUUG setzt die Richtlinie 94/56/EWG des Rates vom 21. November 1994 über die Grundsätze für die Untersuchung von Unfällen und Störungen in der zivilen Luftfahrt in deutsches Recht um. Die Richtlinie wiederum beruht materiell auf den Grundsätzen des Anhangs 13 zum Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt (ICAO- Abkommen) vom 07. Dezember 1944. Der Anhang 13 gibt Hinweise für das Verfahren zur Untersuchung und Auswertung von Unfällen und Störungen ziviler Luftfahrzeuge und legt die Pflichten und Rechte der Vertragsstaaten bei der Zusammenarbeit fest.

Nach dem Anhang 13, nach der Richtlinie und somit nach dem FlUUG ist das einzige Ziel der Untersuchungen durch die Bundesstelle künftige Unfälle und Störungen zu verhüten. Die Untersuchungen dienen nicht der Feststellung des Verschuldens, der Haftung oder von Ansprüchen.

Im Vordergrund aller Aufklärungen um einen Unfall steht die Ursachenfeststellung. Die Untersuchung der Bundesstelle hat deshalb grundsätzlich Vorrang vor allen anderen fachlich- technischen Untersuchungen die nicht als erstes die Erhaltung und Verbesserung der Flugsicherheit zum Ziel haben. Diejenigen Stellen (z. B. andere Bundesbehörden, Landesbehörden) die nach einem Unfall Untersuchungen zur Klärung anderer Fragen (z. B. luftrechtliche Erlaubnisse, Betriebsgenehmigungen) durchzuführen haben, können auf die Erkenntnisse der Bundesstelle zurückgreifen.

Die Befugnisse der Strafverfolgungsbehörden und der zur Strafverfolgung berufenen Gerichte bleiben unberührt. Zwischen der Bundesstelle bzw. deren Vorgängerbehörde und den Staatsanwaltschaften gibt es seit jeher Absprachen und Koordinierungen außerhalb jeder Rechtsetzung. Sie haben sich bewährt und sind Grundlage der Zusammenarbeit.

Das Untersuchungsverfahren ist kein förmliches Verfahren im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes. Es ist die unter Ausschöpfung aller verfügbaren Möglichkeiten und Mittel stattfindende sachverständige Ermittlung der Vorgänge und Ereignisse, die zu dem Vorfall führten und die daraus abzuleitende Feststellung der Ursachen für den Vorfall. Das Verfahren ist einfach und zweckmäßig durchzuführen.

Ablauf einer Untersuchung
Flugunfälle sind der Bundesstelle unverzüglich zu melden. Nach Eingang der Meldung oder wenn auf anderem Wege Kenntnis von einem Flugunfall erhalten wird, bestimmt die Bundesstelle aus dem Kreis der ständigen Mitarbeiter einen Untersuchungsführer, der unverzüglich die zur Erfüllung des Untersuchungszwecks notwendigen Maßnahmen trifft.

Hierzu gehört bei schweren Unfällen die sofortige Durchführung einer Untersuchung am Ort des Geschehens, die in enger Zusammenarbeit mit der Polizei durchgeführt wird und die Bildung eines Untersuchungsteams aus Mitarbeitern der Bundesstelle. Je nach Lage des Falles integriert der Untersuchungsführer in das Team: Vertreter ausländischer Behörden und deren Berater, Hilfsorgane und Sachverständige.

Die ersten Informationen zu dem Unfall werden ca. 2 Monate nach dem Eintritt des Ereignisses veröffentlicht. Zu festgestellten Sicherheitsmängeln kann der Leiter der Bundesstelle in jeder Phase des Untersuchungsverfahrens Empfehlungen zur Beseitigung der Mängel an diejenigen Stellen richten, die die Empfehlungen in geeignete Maßnahmen umsetzen können.

Hinweise, die zur Aufklärung des Unfalls dienen, können zu jeder Zeit  dem Untersuchungsführer mitgeteilt werden. Den von dem Ereignis Betroffenen oder deren Rechtsbeiständen können Auskünfte aus den Akten erteilt werden, soweit die Auskünfte zur Feststellung, Durchsetzung oder zur Abwehr von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem Unfall erforderlich sind.

Vor Abschluss des Untersuchungsberichtes durch das Untersuchungsteam ist nach Lage des Falles dem Halter des Luftfahrzeugs, dem Hersteller des Luftfahrzeugs und seiner Teile, der Flugbesatzung, den Aufsichtsbehörden, der für die Flugsicherung zuständigen Stelle, dem Deutschen Wetterdienst und den beteiligten ausländischen Untersuchungsstellen Gelegenheit zu geben sich zu den für die Ursachenfeststellung maßgeblichen Tatsachen und Schlussfolgerungen schriftlich zu äußern. Zu diesem Zweck ist der Entwurf eines Untersuchungsbericht zu versenden. Begründete wesentliche Stellungnahmen sind in dem endgültigen Untersuchungsbericht zu berücksichtigen.

Die Bundesstelle versendet den endgültigen Bericht möglichst nicht später als zwölf Monate nach dem Ereignis.

Werden innerhalb von zehn Jahren nach Fertigstellung des Untersuchungsberichts wesentliche neue Tatsachen bekannt, nimmt die Bundesstelle von sich aus oder auf Antrag von beteiligten oder betroffenen Personen oder Stellen das Verfahren wieder auf. Gegen die Ablehnung eines Antrags auf Wiederaufnahme kann Beschwerde an das für den Sitz der Bundesstelle zuständige Oberverwaltungsgericht erhoben werden; sein Spruch ist unanfechtbar.

Bei Unfällen und Störungen von besonderer Bedeutung und Schwere, deren Untersuchung nach Art und Umfang das übliche Maß überschritten hat und bei denen die Auswertung und Kombination der Ergebnisse der verschiedenen Untersuchungshandlungen nicht ohne Schwierigkeiten zu einem offensichtlich eindeutigem Ergebnis führen kann, setzt die Bundesstelle nach der Anhörung vor Abschluss des Untersuchungsberichtes eine Untersuchungskammer ein.

Die Kammer besteht aus fünf Mitgliedern. Sie ist mit vier Mitgliedern beschlussfähig. Den Vorsitz führt der Untersuchungsführer; im Falle eines Wiederaufnahmeverfahrens entscheidet der Leiter der Bundesstelle über den Vorsitz. Die übrigen Mitglieder und ihre Vertreter müssen über besondere fachliche Erfahrungen auf dem Gebiet der Luftfahrttechnik, des Flugbetriebs oder der Flugsicherung verfügen und dürfen nicht der Bundesstelle oder einer an dem Verfahren beteiligten Stellen angehören.

Schlussbemerkungen
Im folgenden werden Antworten auf Einzelfragen des Fragenkatalogs gegeben:

Wie tragen die aus den Unfallberichten gewonnenen Erkenntnisse zur Unfallvermeidung bei?

· Informationen zu Flugunfällen und Untersuchungserkenntnisse werden frühzeitig veröffentlicht. Ebenso werden Untersuchungsberichte veröffentlicht. So hat jeder Interessierte die Gelegenheit aus den Fehlern Anderer zu lernen.

· Die Aufdeckung von Sicherheitsmängeln und die Adressierung von Empfehlungen an entsprechende Stellen ermöglichen durch geeignete Maßnahmen die Mängel zu beseitigen.

In welcher Form werden die Rechte der Beteiligten, insbesondere der Anspruch auf rechtliches Gehör, bei dem Verfahren zur Untersuchung von Flugunfällen gewahrt?

· Beteiligte und Betroffene haben in jeder Phase der Untersuchung die Möglichkeit Stellungnahmen abzugeben und Auskünfte aus den Akten des Untersuchungsverfahrens zu erhalten.

· Beteiligte und Betroffene werden vor Abschluss eines Untersuchungsberichtes dadurch angehört, dass sie den Entwurf des Untersuchungsberichts erhalten und sich hierzu äußern können.

Wären mit dem heutigen System der Flugunfalluntersuchung öffentliche mündliche Verhandlungen vereinbar?

· Öffentliche mündliche Verhandlungen sind nicht vorgesehen.

Inwieweit können bei der Flugunfalluntersuchung Fachwissen und Erfahrungen Privater nutzbar gemacht werden?

· Notwendiges Fachwissen kann der Untersuchungsführer soweit erforderlich bei allen Stellen und auch bei privaten Personen anfordern. Privatpersonen können von sich aus Unterstützung anbieten.

Wie können Flugunfälle aufgrund des „menschlichen Faktors“ besser vermieden werden?

· Bei der Unfalluntersuchung können menschliche Fehler herausgearbeitet werden. Die Beseitigung solcher Fehler kann nur durch gemeinsame Anstrengungen der Flugzeughersteller, der Luftfahrtunternehmen und der Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden erfolgen.

Wie ist die Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden bei der Flugunfalluntersuchung zu bewerten?

· Nach dem FlUUG sind Überschneidungen mit anders gerichteten Interessen im Einzelfall durch zielgerichtete und zweckmäßige Zusammenarbeit der Bundesstelle mit anderen beteiligten Behörden zu ordnen. Größere Probleme sind in der Vergangenheit nicht aufgetreten.

Halten Sie eine Anlehnung der Seeunfalluntersuchung an die FLUU für sachgerecht?

· In der Luftfahrt hat man es mit technisch hochentwickelten Verkehrsmitteln zu tun, die nach wie vor von Menschen gesteuert, überwacht und kontrolliert werden. Wegen dem hohen menschlichen Anteil an der Luftfahrt sind Unfälle überwiegend (70% - 80%) auf menschliche Faktoren zurückzuführen. Der Anteil technischen Versagens ist demgegenüber gering.

Sollte dies in der Schifffahrt auch so sein und sollte bei der Untersuchung von Seeunfällen das Ziel der Verbesserung der Sicherheit auch vor anderen Zielen stehen, wäre eine Anlehnung der Seeunfalluntersuchung an die FLUU aus hiesiger Sicht sinnvoll.

Ähnliche Untersuchungsverfahren würden es auch ermöglichen einzelne Untersuchungsbereiche (z. B. „human factors“- Untersuchung, Avionik- Untersuchung) gemeinsam oder in enger Abstimmung durchzuführen und so effektiver zu gestalten.

